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Voraussetzungen: 

 

Antrag beim Familienge-

richt 

 

Mindestens ein Jahr Ge-

trenntleben 

 

 

 

 

Ausgleich der Anwartschaf-

ten auf Altersversorgung 

zwischen den Ehegatten 

mit der Folge, daß sich die 

Altersversorgung (Renten-

höhe) der Ehegatten ändert. 

 

Wird vom Familiengericht 

automatisch zusammen mit 

der Scheidung vorgenom-

men. 

 

Ausgleich unterschiedlicher 

Vermögenentwicklungen der 

Ehegatten während der Ehe. 

 

Wird nur bei Antrag durchge-

führt. 

Trennungsunterhalt, 

nachehelicher Unterhalt 

und Kindesunterhalt. 

 

Voraussetzungen stets: 

Bedürftigkeit des Unter-

haltsberechtigten und 

Leistungsfähigkeit des 

Unterhaltsverpflichteten 

Die Pflicht und die Befug-

nis, über die Belange von 

minderjährigen, gemeinsa-

men Kindern der Ehegatten 

zu entscheiden. 

Muss beim Familiengericht 
beantragt werden. 
 
Der Antrag kann gestellt 
werden, wenn die Ehegatten 
mindestens ein Jahr getrennt 
voneinander leben. 
 
Bei dreijähriger Trennungs-
dauer wird die Ehe in jedem 
Fall (bis auf einige Ausnah-
mefälle) geschieden. 
 
Bei einjähriger Trennungs-
dauer wird die Ehe geschie-
den,  
 
a) wenn einer der Ehepartner 
sich weigert, die Ehe fortzu-
setzen oder andere der 
Scheidung zustimmen und  
 
b) die beiden Ehegatten die 
Bereiche Unterhalt und  
elterliche Sorge einvernehm-
lich regeln. 

Der Versorgungsausgleich 
wird zwingend und automa-
tisch vom Familiengericht 
durchgeführt, wenn die 
Scheidung beantragt wird. 
Bei einer Ehezeit von bis zu 
drei Jahren, wird der Versor-
gungsausgleich vom Famili-
engericht nur dann durchge-
führt, wenn einer der Eheleu-
te dies beantragt. 
 
Der Versorgungsausgleich 
kann durch notarielle Urkun-
de ausgeschlossen oder 
abgeändert werden, wenn 
beide Eheleute dies einver-
nehmlich beschließen. Wird 
dann das Scheidungsverfah-
ren beantragt, so wird der 
Ausschluss oder die Abände-
rung des Versorgungsaus-
gleiches vom Gericht auf 
Angemessenheit geprüft und 
entweder genehmigt oder 
aber abgelehnt. Wird die 
Vereinbarung abgelehnt, so 
führt das Gericht den Versor-
gungsausgleich zusammen 
mit der Scheidung durch. 
 
Versorgungsausgleich bedeu-
tet im Regelfall, dass das 
Familiengericht für jeden 
Ehegatten gesondert die 
Steigerung jeder einzelnen 
Altersvorsorge während der 
Ehezeit errechnen lässt. Die 
Hälfte der Steigerung der 
Altersvorsorge wird dann 
jedem Ehegatten genommen 
und dem anderen Ehegatten 
übertragen. 
 
Dies wird für jede Altersvor-
sorge eines jeden Ehegatten 
durchgeführt. 
 
Jeder Ehegatte muss also 
Kürzungen der eigenen 
hinnehmen, erhält aber vom 
anderen jeweils die Hälfte der 
Wertsteigerung dessen 
Altersvorsorgeanwartschaf-
ten. 
 
 
 
 
 
 

Der Zugewinnausgleich wird nur 
vom Gericht durchgeführt, wenn 
eine der Parteien dies beantragt.  
Der Zugewinnausgleich wird nur 
im gesetzlichen Güterstand (der 
Zugewinngemeinschaft) durch-
geführte. 
 
Der Zugewinnausgleich kann 
auch noch bis zu drei Jahren 
nach der Scheidung durchge-
führt werden. Der Anspruch auf 
Zugewinnausgleich verjährt in 
drei Jahren nach Beendigung 
des Güterstandes. Wird der 
Zugewinnausgleich nach der 
Scheidung beantragt, so erhält 
man regelmäßig keine Prozeß-
kostenhilfe für diese Folgesa-
chen. 
 
Zugewinnausgleich bedeutet, 
daß derjenige Ehegatte, der 
während der Ehedauer (Datum 
der standesamtlichen Ehe-
schließung bis zur Zustellung 
des Scheidungsantrages an die 
Gegenseite) einen größeren 
Vermögenszuwachs erworben 
hat als der andere Ehegatte, die 
Hälfte dieses Vermögenszu-
wachses im Wege einer Geld-
zahlung an den anderen Ehegat-
ten abtreten muß. 
 
Nach der Durchführung des 
Zugewinnausgleichs ist der 
Zuwachs der Vermögen beider 
Ehegatten während der Ehe-
dauer gleich. 
 
In den Zugewinnausgleich 
werden zum Beispiel die folgen-
den Vermögensgegenstände 
einbezogen: 
 
- Grundstücke 
- Eigentumswohnungen 
- Geldvermögen,  
Sparvermögen 

- Lebensversicherung  
auf Kapitalbasis 

- wertvolle Gegenstän 
de, wie z. B. Schmuck, wert-
volle Einrichtungsgegenstände 
und wertvolle Fahrzeuge. 
 
 
 
 

 

Unterhaltsfragen werden 
nur dann vom Familienge-
richt behandelt, wenn eine 
der Parteien dies bean-
tragt. 
 
Es kommen in Frage: 
- Kindesunterhalt 
- Unterhalt zwischen 
Ehegatten während der 
Trennung (Trennungsun-
terhalt) 
- Unterhalt zwischen 
Ehegatten nach der 
Scheidung (nachehelicher 
Unterhalt). 
 
Grundsätzlich gilt folgen-
des: 
 
1. Kindesunterhalt: 
 
Derjenige Ehegatte, bei 
dem das Kind/die Kinder 
den gewöhnlichen Aufent-
halt haben, kann von dem 
anderen Ehegatten wäh-
rend der Trennung und 
nach der Scheidung für 
das Kind/die Kinder Kin-
desunterhalt beanspru-
chen. Der Kindesunterhalt 
richtet sich nach der 
Düsseldorfer Tabelle. Jetzt 
höher das monatliche 
Nettoeinkommen des 
Unterhaltspflichtigen ist, 
desto höher ist der Kin-
desunterhalt. 
 
Auf Kindesunterhalt kann 
nicht verzichtet werden.  
Der Unterhaltspflichtige ist 
verpflichtet, der Gegensei-
te auf deren Anforderung 
einen Vollstreckungstitel 
über den Kindesunterhalt 
vorzulegen. Einen solchen 
Vollstreckungstitel erhält 
jeder Unterhaltspflichtige 
kostenlos bei dem zustän-
digen Jugendamt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Über die elterliche Sorge wird 
vom Familiengericht nur dann 
entschieden, wenn eine der 
Parteien dies beantragt oder 
das Familiengericht aufgrund 
von Informationen (zum 
Beispiel vom Jugendamt) der 
Auffassung ist, das Kindes-
wohl erfordert eine Entschei-
dung. 
 
Die elterliche Sorge verbleibt 
auch nach der Scheidung bei 
beiden Eltern. Außer Zweifel 
kann die elterliche Sorge 
einem der Elternteil übertra-
gen werden, wenn das Kin-
deswohl dies erfordert oder 
beide Elternteile sich dahin-
gehend einigen. 
 
Zur elterlichen Sorge gehört 
auch das Umgangsrecht 
desjenigen Elternteils, bei 
dem das Kind/die Kinder 
nicht ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. 
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Beispiel: 
 
Ehegatte 1: 
 
a) Zuwachs der Anwartschaf-
ten der gesetzlichen Renten-
versicherung während der 
Ehedauer: 100. 
 
b) Zuwachs der Anwartschaf-
ten in der privaten Renten-
versicherung während der 
Ehedauer: 50 
 
Versorgungsausgleich:  
 
a) Die Anwartschaften in der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung werden um 50 gekürzt 
und dem anderen Ehegatten 
diese 50 auf dessen Konto 
bei der gesetzlichen Renten-
versicherung zugesprochen. 
 
b) Die Anwartschaften in der 
privaten Rentenversicherung 
werden um 25 gekürzt und für 
den anderen Ehegatten in 
dieser privaten Rentenversi-
cherung Anwartschaften in 
Höhe von 25 begründet. 
 
 
Ehegatte 2: 
Zuwachs der Anwartschaften 
in der gesetzlichen Renten-
versicherung in Höhe von 80.  
 
Versorgungsausgleich: 
 
Die Anwartschaften in der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung werden 40 gekürzt und 
dem anderen Ehegatten 
diese 40 auf dessen Konto 
bei der gesetzlichen Renten-
versicherung zugesprochen. 
 
Ehegatte 1 muss in der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung also Anwartschaften in 
Höhe von 50 abgeben, erhält 
vom anderen Ehegatten aber 
gleichzeitig 40. Weiterhin 
muss Ehegatte 1 Anwart-
schaften in Höhe von 25 
seiner privaten Rentenversi-
cherung an den anderen 
abtreten. 

Schenkungen und Erbschaften: 
 
Sind im Endvermögen Schen-
kungen oder Erbschaften enthal-
ten, so werden diese bei der 
Berechnung des Zugewinnaus-
gleichsanspruches dem An-
fangsvermögen mit ihren jeweili-
gen Wert zum Zeitpunkt der 
Zuwendung wieder hinzugerech-
net. Auf diese Weise wird er-
reicht, dass der Wert der 
Schenkungen zum Zeitpunkt der 
Schenkung beziehungsweise 
des Erbschaftseinfalls aus dem 
Zugewinn herausgerechnet wird. 
 
Schulden: 
 
Nach dem ab 01.09.2009 gel-
tenden Zugewinnausgleichs 
recht kann das Anfangsvermö-
gen auch negativ sein. Hat ein 
Ehegatte zum Zeitpunkt der 
Eheschließungsschulden und 
werden diese Schulden während 
der Ehezeit abgetragen oder 
getilgt, so erhöht dies seinen 
Zugewinn und damit den even-
tuell vorhandenen Zugewinn-
ausgleichsanspruch des ande-
ren Ehegatten! 
 
Auskunftsansprüche: 
Jeder Ehegatte kann vom ande-
ren Auskunft verlangen über das 
Vermögen zu folgenden 
Zeitpunkten: 
 
a) Vermögen zum Zeitpunkt der 
Eheschließung, 
 
b) Vermögen zum Zeitpunkt der 
Zustellung des Scheidungsan-
trages, 
 
c) Vermögen zum Zeitpunkt der 
Trennung. 
 
Ist das Vermögen zum Zeitpunkt 
der Zustellung des Scheidungs-
antrages geringer als zum Zeit-
punkt der Trennung, so wird 
vermutet, dass der Ehegatte in 
der Zwischenzeit Vermögen 
verschwendet hat, um seinen 
Zugewinn zu verringern. Deswe-
gen ist es wichtig, begründen zu 
können, weswegen nach der 
Trennung das Vermögen verrin-
gert wurde. Hierfür sollten 
Belege gesammelt werden, 
denn es entspricht dem norma-
len Gang der Dinge, dass im 
Rahmen der Trennung das 
Vermögen durch zusätzliche 
Aufwendungen, wie zum Beispiel 
Umzug, Anschaffung einer 
neuen Wohnungseinrichtung 
und so weiter geringer wird.  

2. Trennungsunterhalt: 
 
Derjenigen Ehegatten, 
monatliches Nettoein-
kommen höher ist als das 
des anderen, muß wäh-
rend der Trennungszeit 
gemäß seiner Leistungs-
fähigkeit dem anderen 
Ehegatten gemäß dessen 
Bedürftigkeit Unterhalts-
zahlungen leisten. 
 
 
 
3. Nachehelicher Unter-
halt: 
 
Auch nach der Scheidung 
endet die Unterhaltsver-
pflichtung zwischen den 
Ehegatten nicht. Auch 
wenn die Ehegatten nach 
der Scheidung wirtschaft-
lich eigenverantwortlich 
sind, so besteht eine 
Unterhaltsverpflichtung 
zum Beispiel dann, wenn 
und soweit einer der 
Ehegatten wegen Kinder-
erziehung nichterwerbstä-
tig sein kann. Ein geschie-
dener Ehegatte kann vom 
anderen wegen der Pflege 
oder Erziehung eines 
gemeinschaftlichen Kindes 
für mindestens drei Jahre 
nach der Geburt Unterhalt 
verlangen. Ob und wie 
lange danach noch Unter-
halt gezahlt werden muss, 
hängt davon ab, wie groß 
die ehebedingten Nachtei-
le des Elternteiles sind, 
der die Kinder erzogen 
hat, wie intensiv und 
aufwendig die konkret 
erforderliche Kinder-
betreuung ist rund wie 
sonst die Lebensumstände 
gelagert sind. Diese Ent-
scheidung trifft der Famili-
enrichter. 
 
 
 
 
 
 

 


